
 

 

 

 

 

Erwerb von Aktien der VNG AG 

 

OBM Burkhard Jung zur Sicherung des kommunalen Einflus-

ses bei der VNG AG durch Erwerb von Aktien an der VNG AG 

durch die LVV 
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Der dem Stadtrat am 25. Februar 2009 nach intensiven Beratungen zur 

Beschlussfassung vorliegenden Drucksache kommt, gerade in den aktu-

ellen turbulenten Zeiten der Finanz- und Wirtschaftskrise, eine enorme 

Bedeutung zu. Wenn man so will, geht es um einen wesentlichen kom-

munalen Beitrag zur Sicherung von Aufträgen und Wertschöpfung und 

damit zur Beschäftigungssicherung in Leipzig und der gesamten Region 

„Mitteldeutschland“. 

Bedeutung einer eigenständigen VNG für Leipzig und die Region 

Ich möchte die diesbezügliche Bedeutung eines eigenständigen Unter-

nehmens VNG hervorheben: 

• Das Unternehmen hat seinen Stammsitz in Leipzig; eine reine ver-

tragliche Verankerung des formalen Unternehmenssitzes bedeutet 

erfahrungsgemäß nicht, dass dort auch gleichzeitig der Schwer-

punkt der Wertschöpfung und Auftragsvergabe sein muss. 

Alle strategischen Unternehmensentscheidungen fallen, ein Erhalt 

der kommunalen Sperrminorität auch in Zukunft vorausgesetzt, in 

Leipzig.  

• Alle strategischen Unternehmensentscheidungen fallen, ein Erhalt 

der kommunalen Sperrminorität auch in Zukunft vorausgesetzt, in 

Leipzig. 

• Entsprechend der Beteiligungshöhe von 5,52 Prozent erhält die 

Stadt Leipzig (LVV)  eine Dividende auf ihren Aktienanteil (2007: 

rund 5,3 Mio. €).   

• Seit Jahren profitiert Leipzig von Gewerbesteuerzahlungen in Milli-

onenhöhe. 
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• Die überwiegende Anzahl der Arbeitsplätze des Konzerns befindet 

sich am Stammsitz in Leipzig. Zum Stichtag 31. Dezember 2007 

waren das 963 Mitarbeiter in der Hauptverwaltung bzw. in den 

100-prozentigen Tochterunternehmen, die ebenfalls hier in Leipzig 

ihren Sitz haben. Dieser Umstand trägt dazu bei, hochqualifiziertes 

Personal in der Region zu halten bzw. in diese zu bringen. 

• Die VNG AG engagiert sich seit ihrem Bestehen aktiv und nach-

haltig in Mitteldeutschland. Etwa drei Viertel aller Waren und 

Dienstleistungen werden dort bestellt. Allein 2007 für rund 90 Milli-

onen Euro - ein erheblicher Beitrag zur Sicherung von Aufträgen 

und damit indirekt zur Sicherung von wichtigen Arbeitsplätzen in 

den davon betroffenen Regionen. 

• Der ökonomische Gesamteffekt, welchen VNG im gesamten Ge-

schäftsjahr 2007 erbrachte, beläuft sich Schätzungen zufolge auf 

eine Wertschöpfung von rund 125 Millionen Euro und die Siche-

rung von 1.067 Arbeitsplätzen für Leipzig bzw. die Region. 

 

Handlungsbedarf zur Sicherung des kommunalen Einflu sses 

Bei einem Verlust der kommunalen Sperrminorität innerhalb des Aktio-

närskreises bei gleichzeitiger Mehrheit eines Aktionärs von über 50 Pro-

zent kann aber gerade dies zukünftig nicht mehr gesichert  bzw. maßgeb-

lich im Interesse des Standortes beeinflusst werden. Dies wäre der für 

Eigenständigkeit der VNG und den Standort Leipzig denkbar schlechteste 

und unbedingt zu vermeidende Fall. Doch genau dieser Fall droht im Falle 

eines Verkaufes des Aktienpaketes von Halle oder Jena an einen Dritten 

wie z.B. EWE.  
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Nach wie vor kann ich das Verhalten der beiden Städte nicht nachvollzie-

hen. Gerade vor dem Hintergrund der von dort immer wieder propagierten 

und angeblich so alternativlosen interregionalen Zusammenarbeit und des 

gemeinsamen Vorgehens in zentralen strategischen Fragen. 

Die anderen zehn Kommunen sahen sich daher gezwungen, nachhaltig 

für den Erhalt der Sperrminorität einzutreten und selbst die zum Verkauf 

stehenden Aktien der Stadtwerke Halle und Jena-Pößneck zu erwerben. 

Hierzu leistet die Stadt Leipzig über ihre Tochter LVV einen wesentlichen 

Beitrag, da Leipzig als Unternehmensstandort ein besonderes Interesse 

an dessen Sicherung und kommunalen Einfluss auf strategische Unter-

nehmensentscheidungen hat.  

Die LVV kann sich zudem durch einen unmittelbaren Erwerb von neuen 

Aktien eine Sperrminorität innerhalb der VuB sichern. In diesem Fall kön-

nen eine ganze Reihe wesentlicher Entscheidungen in der Gesellschaf-

terversammlung nicht mehr gegen die Stimme der LVV getroffen werden. 

Die VuB hat dementsprechend gegenüber Halle ein verbindliches 

Kaufangebot abgegeben, welches jedoch noch bis spätestens 15. März 

2009 unbedingte Erwerbserklärungen der Gesellschafter erfordert. Dazu 

haben sich alle zehn verbliebenden Mitglieder der VuB verpflichtet. 

Am 20. Februar 2009 hat der Aufsichtrat der LVV daher auch dem Vorge-

hen mit großer Mehrheit zugestimmt und der Gesellschafterversammlung 

empfohlen, dem Kauf unter den in der Vorlage aufgeführten Bedingungen 

zuzustimmen. Er erwartet darüber hinaus, dass infolge dieser Transaktion 

kein Abbau von Arbeitsplätzen im Konzern erfolgt.  

Ein Erwerb der Anteile von den Stadtwerken Halle und SW Jena macht 

strategisch nur dann Sinn, wenn die Sperrminorität insgesamt zumindest 

mittelfristig gesichert werden kann. Diesem Ziel wird durch die Verlänge-

rung des Kündigungsausschlusses im Treuhandverhältnis zwischen Ge-
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sellschaftern und VuB Rechnung getragen. Langfristig streben wir hier 

eine stabile Lösung an, die derzeit aber noch nicht umsetzbar ist.  

Auf jeden Fall müssen aber in unmittelbaren, zeitlichen Zusammenhang 

mit dem Erwerb von Aktien alle VuB-Gesellschafter die Treuhandverträge 

für eine Laufzeit bis mindestens zum 31. Dezember 2013 unterzeichnen.  

Die LVV soll in die Lage versetzt werden, bis zu 2.000.000 Stück VNG–

Aktien entweder von Halle und / oder Jena oder von VuB jeweils zum 

Preis von zirka 16 Euro je Aktie. Aus diesem Grunde sieht die Vorlage 

auch in Beschlusspunkt 2 vor, dass die Ratsversammlung den Oberbür-

germeister ermächtigt in der Gesellschafterversammlung der LVV die 

dafür erforderlichen Beschlüsse zu fassen und damit einhergehenden 

Erklärungen abzufordern bzw. abzugeben. 

 

Effekte auf den LVV-Konzern  

Im Vergleich zum Strategiepapier LVV und zur Wirtschaftsplanung 2009 

steigt dadurch die Verschuldung der LVV um weitere zirka 37 Millionen 

Euro an. Damit verbunden ist auch eine weitere Verschärfung von Kenn-

ziffern wie Verschuldungsgrad und Eigenmittelquote, die Grundlage für 

die Bewertung der Bonität der LVV bilden und zum Teil Vertragsbestand-

teil in Darlehensverträgen sind.  

Das Ergebnis der LVV wird – abweichend von der Wirtschaftsplanung - 

beeinflusst durch die Differenz zwischen Finanzierungskosten und Beteili-

gungsergebnis (Dividende). Je nach endverhandelten Finanzierungskon-

ditionen und der Entwicklung der zukünftigen Dividende des Unterneh-

mens kann es zunächst auch zu einer Ergebnisverringerung der LVV 

GmbH kommen. Je nach Zinssatz ist aber auch kurzfristig eine liquiditäts-

seitige Neutralität möglich. Gegebenenfalls muss hier die Stadt unterstüt-
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zend wirken. Insgesamt ergibt sich jedoch auf jeden Fall eine positive 

Gesamtrendite des Engagements.  

Unter Abwägung der in der Vorlage dargelegten und hier nochmals zu-

sammengefassten wesentlichen Vor- und Nachteile wird vorgeschlagen, 

die LVV in die Lage zu versetzen, weitere zwei Millionen Aktien zu erwer-

ben und die Stadtwerke Halle und gegebenenfalls Jena durch anteilige 

Zahlung einer Abfindung zusätzlich zu motivieren, die Aktien zur zukünfti-

gen Sicherung der kommunalen Sperrminorität an die VuB bzw. deren 

kommunale Gesellschafter zu veräußern. Die LVV beteiligt sich mit 37 

Millionen Euro in etwa zu einem Drittel neben anderen Gesellschaftern an 

dem Gesamtaufwand (Kaufpreise zzgl. Abfindungen) i. H. v. voraussicht-

lich insgesamt rund 113 Millionen Euro.   

Aus Gesellschaftersicht gilt es im Gesamtzusammenhang eine Vielzahl 

von weiteren Aspekten abzuwägen. Einerseits besteht seitens der Stadt 

Leipzig ein erhebliches Interesse, gemeinsam mit anderen Kommunen in 

Ostdeutschland nichts unversucht zu lassen, was im Ergebnis die kom-

munale Sperrminorität bei der VNG AG und den Standort Leipzig sichert. 

Insofern agiert hier die LVV interessenkonform quasi als Erfüllungsgehilfe 

zur Umsetzung der Gesellschafterziele und nimmt damit zumindest kurz- 

bis mittelfristig zusätzliche finanzielle Belastungen in Kauf. Mittel- bis lang-

fristig hängt der Gesamteffekt jedoch vor allem auch davon ab, wie sich 

das Zinsniveau und die Dividende der VNG AG (Aktuelle Planung: mittel-

fristig relativ konstant; ab 2015 langfristig steigend) entwickelt.  

Der Erwerb ist auf jeden Fall aus gesamtstädtischer Sicht wirtschaftlich, 

wenn unterstellt wird, dass hierdurch der Standort in Leipzig und die 

Wertschöpfung der VNG AG in der Region nachhaltig gesichert wird und 

die positiven Effekte hieraus für die Stadt Leipzig in die Gesamtbetrach-

tung einbezogen werden. In diesem Falle würde auch eines der in der 

Ratsversammlung am 15. Oktober 2008 beschlossenen Eigentümerziele 
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für die LVV, den (Wirtschafts-) Standort Leipzig zu fördern, entsprechend 

erfüllt.  

Darüber hinaus wird dadurch die Zielerreichung in den zwei wesentlichen 

Komponenten des Zielkataloges, nämlich „Sicherstellung der ÖPNV-

Finanzierung innerhalb des Konzerns“ und „Sicherstellung des steuerli-

chen Querverbundes“ nicht bzw. nicht maßgeblich tangiert.  

Bei der Entscheidung handelt es sich um elementare wirtschafts-, struk-

tur- und energiepolitische Grundsatzfragen für das Unternehmen VNG, 

die Region und den Standort Leipzig. Ein positiver Beschluss steht im 

Einklang mit dem strategischen Ziel der Kommunalpolitik „Sicherung der 

Rahmenbedingungen für die Sicherung und Schaffung von Arbeitsplät-

zen“. Dies ist in der heutigen Zeit notwendiger denn je.  

 

 

Stadt Leipzig 

Der Oberbürgermeister 

25.02.2009 

 


